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1. Allgemeine Planungsgrundlagen  

1.1 Veranlassung, Ziel und Zweck der Planung 

Eine eigenständige gewerbliche Entwicklung zur Erhaltung bestehender Arbeitsplätze und zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze ist für eine Gemeinde wie Mengerskirchen von zentraler Bedeutung für deren 
Zukunftsfähigkeit. In der gemeindlichen Entwicklungskonzeption übernimmt der Ortsteil Waldernbach die 
Funktion als gewerblicher Entwicklungsschwerpunkt. Am südlichen Ortsrand wurde in der Vergangenheit 
beiderseits der L 3046 ein größeres Gewerbegebiet entwickelt. Planungsrechtlich ist das Gewerbegebiet über 
verschiedene Bebauungspläne geordnet. Aufgrund der straßenrechtlichen Bestimmungen konnten die an die 
L 3046 angrenzenden Bauflächen bis zu einer Tiefe von 20m nur sehr eingeschränkt genutzt und nicht bebaut 
werden. Dies wurde auch im Rahmen der planungsrechtlichen Festsetzungen berücksichtigt. Sowohl im 
Hinblick auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden als auch in finanzieller Hinsicht sind solche 
Einschränkungen auf vollständig erschlossenen Bauflächen aber nicht sinnvoll. Mit der Verlegung des 
Beginns der Ortsdurchfahrt südlich des neuen Kreisels im Zuge der L 3046 zu Beginn des Jahres 2020 
ergeben sich nun neue Möglichkeiten zur Nutzung dieser Flächen. Hierfür sind auch die geltenden 
planungsrechtlichen Regelungen anzupassen. Dies betrifft alle Bebauungspläne, welche Bauflächen ordnen, 
die unmittelbar an die L 3046 angrenzen. Die betreffenden Bebauungspläne sind einem Änderungsverfahren 
zu unterziehen. Hierzu zählt auch der Bebauungsplan „Erweiterung Gewerbegebiet Rübenstück“, welcher die 
Bauflächen am südlichen Rand des Gewerbegebiets östlich der L 3046 ordnet. 

Die Gemeindevertretung des Marktfleckens Mengerskirchen hat hierzu in ihrer Sitzung am 30.06.2020 gem. § 
2 (1) BauGB den Beschluss zur Änderung des Bebauungsplans „Erweiterung Gewerbegebiet Rübenstück“ 
gefasst. Formal handelt es sich um die 1.Änderung. Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren 
gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB) geändert. Die Planänderung ist somit von der Erforderlichkeit zur 
Durchführung einer Umweltprüfung und von der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung befreit. 

1.2 Räumliche Lage und Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich liegt am südlichen Ortsrand von Waldernbach westlich der L 3046. Er umfasst in der 
Gemarkung Waldernbach, Flur 35 die Flurstücke 44/5, 87/1, 87/2 und 98/54 jeweils vollständig. Die Größe 
beträgt insgesamt rund 0,9 ha. Die Lage des Geltungsbereichs ist in den nachstehenden unmaßstäblichen 
Karten dargestellt. 

  

Lage des räumlichen Geltungsbereichs (unmaßstäblich). 



 Bebauungsplan „Erweiterung Gewerbegebiet Rübenstück“ – 1.Änderung - Begründung Seite 2 

 

1.3 Bestehendes Planungsrecht  

Der Bebauungsplan „Erweiterung Gewerbegebiet Rübenstück“ wurde im Jahr 2019 rechtskräftig. Er stellt die 
Grundlage für  eine betriebliche Erweiterung der Firma Beck GmbH Fenstertechnik dar. Der Bebauungsplan 
überplant einen Teil des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Erlenwiese – Bauabschnitt Rübenstück“ aus dem 
Jahr 1999. Zusätzlich wurde der Geltungsbereich in Richtung Süden in einem Umfang von rund 2.000 m² 
erweitert. Der Geltungsbereich umfasst somit den Abschnitt des Gewerbegebiets östlich entlang der L 3046 
südlich der Tankstelle. Formal handelt es sich bei dem vorgelagerten Abschnitt der L 3046 um „Freie Strecke“ 
im Sinne des Hessischen Straßengesetzes (HStrG). Gemäß § 23 HStrG gilt hier eine Bauverbotszone für 
Hochbauten jeder Art bis zu einer Entfernung von bis zu 20 m gemessen vom äußeren Rand der befestigten 
Fahrbahn. Weiterhin gilt ein Zufahrtsverbot von den angrenzenden Grundstücken auf die Landesstraße. Die 
Festsetzung der Baugrenze folgte der Bauverbotszone, weiterhin wurde auch planungsrechtlich ein 
Zufahrtsverbot festgesetzt. 

 

 

Ausschnitt aus dem BBPL „Erweiterung Gewerbegebiet Rübenstück“ aus dem Jahr 2019 (unmaßstäblich) 
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1.4 Planänderung auf der Grundlage des § 13a BauGB 

Seit der Änderung des Baugesetzbuches vom 21.12.2006 können Bebauungspläne der Innenentwicklung 
unter bestimmten Voraussetzungen im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt und geändert 
werden. Zunächst ist zu klären, ob die Anwendungsvoraussetzungen für eine Änderung im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a BauGB gegeben sind. Neben Maßnahmen der Wiedernutzbarmachung und der 
Nachverdichtung ist das Verfahren gemäß § 13a (1) BauGB auch für sonstige Maßnahmen anwendbar 
(Auffangtatbestand). Unter sonstigen Maßnahmen der Innenentwicklung sind auch solche zum Erhalt, der 
Fortentwicklung oder dem Umbau bereits bebauter Ortsteile zu verstehen.  

Mit der vorliegenden Planänderung soll durch die Erweiterung der Baugrenzen eine bessere und effektivere 
Ausnutzung der bestehenden Baugrundstücke erreicht werden. Die Zielsetzung der vorliegenden 
Planänderung kann somit als sonstige Maßnahme der Innenentwicklung eingeordnet werden. Die 
Anwendungsvoraussetzungen für ein Verfahren gemäß § 13a BauGB sind somit grundsätzlich gegeben. 

Im nächsten Schritt ist die Planung einem der beiden Falltypen gemäß § 13a (1) Satz 2 BauGB zuzuordnen, 
die nach festgesetzter Grundfläche bemessen werden. Der Änderungsbereich beschränkt sich auf eine 20m 
breite Zone entlang der L 3046, der Gesamtumfang beträgt rund 3.000 m². Bei einer GRZ von 0,8 beträgt die 
festgesetzte Grundfläche im Bereich der Änderung rund 2.400 m². Die GRZ wird nicht geändert, so dass sich 
die festgesetzte Grundfläche durch die Planung nicht verändert.  

Andere Bauleitplanverfahren, welche in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang 
zur vorliegenden Planänderung stehen, sind zu ebenfalls berücksichtigen. Hierzu zählen die beiden parallel 
erfolgenden Bauleitplanverfahren zur Änderung der Bebauungspläne „Gewerbegebiet“ und „Gewerbezentrum 
Westerwaldstraße“. Die relevanten Grundflächen betragen bei diesen beiden Bauleitplanverfahren 4.500 m² 
und 5.900 m², die Summe der relevanten Grundflächen beträgt damit 12.800 m². 

Die Planung ist somit dem Typ gemäß § 13a (1) Satz 2 Nr.1 BauGB zuzuordnen. 

Gemäß § 13a (2) Nr.1 BauGB in Verbindung mit § 13 (3) BauGB wird im beschleunigten Verfahren von der 
Pflicht einer Umweltprüfung und der Erstellung eines Umweltberichts abgesehen. Für den vorliegenden 
Falltypen gemäß § 13a (1) Satz 2 Nr.1 BauGB gelten die zu erwartenden Eingriffe gemäß § 13a (2) Nr. 4 als 
im Sinne von § 1a (3) Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt und zulässig, so dass auch auf 
eine Eingriffs- und Ausgleichsplanung verzichtet werden kann. 

Weitere Voraussetzungen sind, dass mit dem Bebauungsplan kein Vorhaben begründet wird, welches einer 
Pflicht zur Umweltverträglichkeit unterliegt, sowie dass es keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von 
NATURA 2000 – Gebieten gibt. Beides ist im vorliegenden Fall erfüllt. 

1.5 Erste erneute Offenlage gemäß § 4a3 BauGB und e rneute Beteiligung gemäß § 13 (2) BauGB 

Anlass für die erneute Offenlage ist eine geänderte Festsetzung im Bereich der ehemaligen Wegeparzelle 87. 
Diese ist in ihrer Gesamtheit als „Gewerbegebiet“ festgesetzt. Das Flurstück des Wirtschaftswegs wurde 
mittlerweile in einen westlichen Abschnitt (87/1) und einen östlichen Abschnitt (87/2) geteilt. Die Festsetzung 
als „Gewerbegebiet“ wird im Bereich des östlichen Abschnitts wieder aufgehoben. Stattdessen wird dieser 
Abschnitt entsprechend seiner bisherigen Nutzung als „Wirtschaftsweg“ festgesetzt.  

Aufgrund der geänderten Festsetzung war der Bebauungsplan erneut gemäß § 4a (3) öffentlich auszulegen 
und die betroffenen Träger öffentlicher Belange erneut gemäß § 4 (2) BauGB zu beteiligten. 

1.6 Zweite erneute Offenlage gemäß § 4a3 BauGB und erneute Beteiligung gemäß § 13 (2) BauGB 

Anlass für die zweite erneute Offenlage ist eine grundsätzlich geänderte Planung für den arten- und 
naturschutzrechtlichen Ausgleich.  

Der im Plangebiet bisher festgesetzte Saumstreifen entlang der Landesstraße sowie die Grünlandstreifen 
entlang des Seebachs werden aufgehoben. Ersatzweise ist entlang des Seebachs eine Gehölzpflanzung 
vorgesehen. In diesem Zuge sind parallel zum Bauleitplanverfahren auch die vertraglichen Maßnahmen 



 Bebauungsplan „Erweiterung Gewerbegebiet Rübenstück“ – 1.Änderung - Begründung Seite 4 

 

südlich des Plangebiets aufzuheben. Als Ersatz für den Entfall der vertraglich und planungsrechtlich 
gesicherten Maßnahmen sollen andere Maßnahmen ausserhalb des Plangebiets vertraglich gesichert werden. 
Näheres kann Kapitel 2.3 entnommen werden. 

Aufgrund der geänderten Festsetzungen ist der Bebauungsplan erneut gemäß § 4a (3) öffentlich auszulegen 
und die betroffenen Träger öffentlicher Belange erneut gemäß § 4 (2) BauGB zu beteiligten. Es wird an dieser 
Stelle noch einmal darauf hingewiesen, das die im Rahmen dieser Beteiligung abzugebenden 
Stellungnahmen auf den geänderten Teil des Bebauungsplans zu beschränken sind. 

2. Festsetzungen  

Mit der Verlegung des Beginns der Ortsdurchfahrt südlich des KVP kann die Berücksichtigung der 
Bauverbotszone und des Zufahrtsverbots nördlich des KVP entfallen. Südlich des KVP gilt die 
Bauverbotszone gemäß § 23 HStrG weiterhin. Die vorliegende Änderung belegt allerdings, das es nicht 
sinnvoll ist, fachgesetzliche Regelungen als Satzungsregelung zu wiederholen. Ändern sich die 
fachgesetzlichen Regelungen oder werden Ausnahmen von diesen Regelungen erteilt ist in diesen Fällen 
zunächst eine weitere Änderung des Bebauungsplans erforderlich, um die sich daraus ergebenden 
zusätzlichen Baurechte auch nutzen zu können. Im Hinblick auf die bestehende Linienführung der L 3046 
zwischen dem neuen KVP und dem in 650m Entfernung weiter südlich bereits bestehenden KVP (Kreuzung 
mit der L 3109 und L 3278) ist die Notwendigkeit einer solchen Bauverbotszone auch zu hinterfragen, die den 
Sinn hat, Flächen für mögliche zukünftige Straßenbaumaßnahmen freizuhalten. Die Linienführung ist komplett 
gerade, Flächen für eine mögliche Begradigung sind nicht vorzuhalten. Auch die Notwendigkeit für einen 
vierspurigen Ausbau zwischen den beiden KVP kann sicherlich als unwahrscheinlich eingeordnet werden. 
Andere städtebauliche Zielsetzungen, insbesondere der sparsame Umgang mit Grund und Boden, sind hier 
als vorrangig zu bewerten. Mit der Änderung soll klargestellt werden, dass einem Heranrücken der Bebauung 
an die L 3046 keine städtebaulichen Gründe entgegenstehen.  

Die von der Änderung betroffenen Flächen sind bereits als Bauflächen festgesetzt. Allerdings ist im Bereich 
der Bauverbotszone zusätzlich eine Ausgleichsmaßnahme festgesetzt mit dem Entwicklungsziel der Anlage 
eines Saumstreifens. Gegenstand der Planänderung ist somit die Änderung der Baugrenze entlang der L 
3046 sowie eine Neuordnung der Ausgleichsmaßnahmen. Alle sonstigen Festsetzungen bleiben unverändert. 

2.1 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich aus den festgesetzten Baugrenzen. Entlang der L 3046 
haben sich diese bisher am Verlauf der Bauverbotszone orientiert. Zukünftig werden die Baugrenzen 
durchgängig mit einem Abstand von 5 m zur Grundstücksgrenze festgesetzt. Damit können die Grundstücke 
besser ausgenutzt und effektiver zugeschnitten werden. Gleichzeitig gewährleistet der Mindestabstand von 
5 m weiterhin die Eingrünung der Grundstücke. Der äußere Fahrbahnrand verläuft in einem Abstand von rund 
4 m von der Grundstücksgrenze. Die Baugrenze gewährleistet damit ein Bauverbot bis zu einem Abstand von 
9 m vom äußeren Fahrbahnrand. Aus der Sicht der Gemeinde ist dies im Hinblick auf die örtlichen 
Gegebenheiten ausreichend.  

Innerhalb der Bauverbotszone steht eine Bebauung weiterhin unter dem Vorbehalt einer Zustimmung durch 
die obersten Verkehrsbehörde gemäß § 23 (8) HStrG, diese muß im Rahmen des bauordnungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens nachgewiesen werden. Eine pauschale Zustimmung im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens konnte von Hessen Mobil nicht erteilt werden. Eine solche Zustimmung ist von 
bestimmten Härtefallanforderungen abhängig, welche in diesem Fall von dem jeweiligen 
Grundstückseigentümer nachgewiesen werden muß.  

2.2 Wirtschaftsweg 

Bei der Planaufstellung im Jahr 2019 wurde der gesamte Wirtschaftsweg (ehemals Flurstück 87) in den 
Geltungsbereich einbezogen und als „Gewerbegebiet“ festgesetzt. Das Flurstück des Wirtschaftswegs wurde 
mittlerweile in einen westlichen Abschnitt (87/1) und einen östlichen Abschnitt (87/2) geteilt. Die Festsetzung 
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als „Gewerbegebiet“ wird im Bereich des östlichen Abschnitts wieder aufgehoben, da diese Fläche alleine 
nicht als Baufläche nutzbar ist.  

2.3 Ausgleichsmaßnahmen 

2.3.1 Anlass der Neuregelung 

Die Neuordnung des naturschutzrechtlichen Ausgleichs basiert auf einem naturschutzfachlichen 
Gesamtkonzept, welches für die mittelfristige Entwicklung des gesamten Gewerbegebiets aufgestellt wurde.  

Die bisher im Bebauungsplan festgesetzten und vertraglich gesicherten Maßnahmen schränken die mögliche 
bauliche Nutzung der bestehenden Flächen unnötig ein, behindern die städtebaulich einzig sinnvolle 
Erweiterungsmöglichkeit und sind besitzen im Hinblick auf ihre eigentliche Zielsetzung nur eine geringe 
Qualität und Funktionserfüllung. 

Das Gewerbegebiet kann grundsätzlich nur entlang der L 3046 in Richtung Süden weiterentwickelt werden. 
Statt für die jeweilige Erweiterung eine einzelne Ausgleichsmaßnahme vorzunehmen hat die Gemeinde nun 
ein Gesamtkonzept für den naturschutzrechtlichen und artenschutzrechtlichen Ausgleich, welches die 
mittelfristige Entwicklung des Gewerbegebiets abdecken soll. Die erforderlichen Ausgleichsflächen werden 
nicht im direkten Anschluss an das Gewerbegebiet liegen, sondern im weiteren räumlichen Umfeld in der 
Gemarkung Waldernbach. Damit ist gewährleistet, dass die Ausgleichsflächen eigentumsrechtlich verfügbar 
sind, die Ausgleichsmaßnahmen vorlaufend durchgeführt werden können und dauerhaft gesichert sind.  

2.3.2 Bestehende Regelungen 

Der Geltungsbereich ist in seiner Gesamtheit als „Gewerbegebiet“ gemäß § 8 BauNVO festgesetzt. Zusätzlich 
sind auf diesen Flächen Ausgleichsmaßnahmen als unselbstständige Festsetzungen festgesetzt. Diese 
dienen dem Ausgleich der im Jahr 2019 erfolgten Erweiterung des Geltungsbereichs. Faktisch wurden 
seinerzeit rund 800 m² Gebüsche frischer Standorte und ca. 1.500 m² extensiv genutztes Grünland frischer 
Standorte überplant. Die Ausgleichsmaßnahmen umfassen einen 10 m breiten Saumstreifen entlang der 
Landesstraße und eine Grünlandextensivierung entlang des Seebachs. Parallel zum Saumstreifen 
warunmittelbar an der der Flurstücksgrenze zusätzlich eine Gehölzpflanzung vorgesehen. Der Saumstreifen 
sollte zusammen mit dem Gehölzstreifen auch als artenschutzrechtliche Maßnahme zugunsten der 
Goldammer fungieren. Die im Jahr 2019 zusätzlich einbezogene Grünlandfläche im Süden sollte als 
Spenderfläche für Sanguisorba officinalis als Teil eine CEF-Maßnahme zugunsten des Ameisenbläulings 
(Maculinea nausithous) dienen. Die Plaggen sollten gemäß der bisherigen Planung im Rahmen der 
vertraglichen Maßnahmen auf den benachbarten Flächen ausgebracht werden.  

Damit die Flächen entlang der L 3046 auch genutzt werden können, muß die festgesetzte 
Ausgleichsmaßnahme zur Entwicklung eines Saumstreifens aufgehoben werden. Die Eignung der Maßnahme 
als artenschutzrechtliche Maßnahme zugunsten der Goldammer ist ohnehin aufgrund der Nähe zur Straße 
und auch der ansonsten relativ isolierten Lage als ungünstig zu bewerten. Auch im artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag wird empfohlen, die Maßnahme auf einem weitgehend ungestörten Standort vorzunehmen. 

Die Grünlandextensivierung entlang des Seebachs sollte der Aufwertung des Gewässerrandstreifens dienen 
und gleichzeitig als CEF-Maßnahme zugunsten von Maculiniea. Sie ist damit Teil einer Gesamtmaßnahme, 
welche im übrigen vertraglich gesichert wurde. Die vertragliche Sicherung umfasste die angrenzenden 
Flurstücken 55 und 97/5, auf denen ebenfalls eine Grünlandextensivierung und entlang des Seebachs die 
Anlage von Grabentaschen vorgesehen waren. In der Realität ist allerdings kein Fliessgewässer vorhanden. 
Es gibt zwar eine Grabenparzelle, hier hat sich aber kein Fließgewässer entwickelt. Die Speisung durch die 
auf der anderen Seite der Landesstraße befindlichen Fanggräben erwiesen sich offensichtlich nicht als so 
ergiebig, als dass es zu einem dauerhaft wasserführenden Bach gekommen ist. Insofern sind auch 
Maßnahmen der Verbreiterung oder der Anlage von Grabentaschen obsolet. Gleiches gilt für die 
Erforderlichkeit einer CEF-Maßnahme zugunsten von Maculinea, da gemäß einer aktuellen Erhebung aus 
dem Jahr 2021 auf den Eingriffsflächen kein Maculinea-Bestand nachweisbar war und nur wenige Exemplare 
des Großen Wiesenknopfs vorhanden waren. 



 Bebauungsplan „Erweiterung Gewerbegebiet Rübenstück“ – 1.Änderung - Begründung Seite 6 

 

 

Verbreitung des Dunklen Ameisenbläulings im Jahr 2021 (unmaßstäblich) 

2.3.3 Neuregelung des Ausgleichs 

Folgende bisher geltenden planungsrechtlichen und vertraglichen Regelungen werden aufgehoben: 

- Anlage eines Saumstreifens entlang der Landesstraße. 

- Grünlandextensivierung und Plaggenverpflanzung. 
- Pflanzung von Obstbäumen. 

Ersatzweise sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

Als Festsetzung im Bebauungsplan: 

- Gehölzpflanzung entlang der südlichen Grundstücksgrenze mit heimischen Laubbäumen und 
Großsträuchern. 

Als vertragliche Regelung: 

- V1: Anpflanzung einer Baumreihe auf der bislang sporadisch als Weg genutzten Parzelle 92/3 (tlw): 14 
Bäume im Abstand von je 8 m (ca. 420 m²) u.a. auch für den Revierverlust der Goldammer. Wildkirsche 
Esche, Stieleiche, Bergahorn, Schwarzerle /Hochstämme  

- V2: Anlage/Bepflanzung einer Fläche entlang des Grabens zum Seebach auf der Parzelle 7 tlw. (ca. 700 
m²) mit heimisch standortgerechten Straucharten (Forstware 1x1 m). 

- V3: Anpflanzung einer Baumreihe auf den Parzellen 31 und 32 (beide tlw.): 12 Bäume im Abstand von je 8 
m (ca. 400 m²) u.a. auch für den Revierverlust der Goldammer. Wildkirsche Esche, Stieleiche, Bergahorn, 
Schwarzerle /Hochstämme 

Die Flächen der Maßnahmen befinden sich in der unmittelbaren Umgebung östlich des Geltungsbereichs. Die 
Lage der Flächen kann den nachstehenden Abbildungen entnommen werden. 
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Übersichtsplan der externen Ausgleichsflächen (unmaßstäblich)  

 

Lageplan der externen Ausgleichsflächen (unmaßstäblich)  
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Im Hinblick auf den Flächenumfang des Eingriffs sind die Maßnahmen wie folgt zu bilanzieren: Die 
Ausgleichsmaßnahmen sollen die mit der im Jahr 2019 erfolgten Erweiterung des Geltungsbereichs 
verbundenen Eingriffe ausgleichen. Die relevante Erweiterungsfläche umfasst nach Rücknahme der 
Festsetzung des östlichen Teils des Wirtschaftswegs als Baufläche noch rund 2.000 m². Auf 400 m² sind 
Festsetzungen zum Ausgleich getroffen worden (Gehölzpflanzung), so dass rund 1.600 m² eingriffsrelevant 
sind. Dem stehen rund 1.900 m² Ausgleichsfläche gegenüber, welche aufgrund der Festsetzungen und den 
ausgewählten Standorten eine hohe ökologische und naturschutzfachliche Qualität aufweisen. Bei Umsetzung 
der geplanten Maßnahmen werden die zulässigen Eingriffe damit vollständig ausgeglichen. 

Die Maßnahmen dienen in Teilen auch der Verbesserung des Gewässerrandstreifens entlang des Seebachs 
östlich des Plangebiets Dies dient auch der Kompensation eines möglichen Eingriffs in den 
Gewässerrandstreifen im Plangebiet für die Anlage einer Feuerwehrumfahrt. 

Die potentielle Betroffenheit der Goldammer wurde durch die Aufhebung des östlichen Teils des 
Wirtschaftswegs bereits deutlich reduziert. Die Pflanzungen gemäß V1 und V3 sind zudem geeignet 
potentielle Habitatverluste der Goldammer auszugleichen. Für die Nahrungssuche notwendigen Freiflächen 
sind im Umfeld umfangreich vorhanden. 

 

3. Umweltbericht und Eingriffsregelung  

Die mit der Planung verbundenen Eingriffe gelten im übrigen im Sinne von § 1a (3) Satz 5 BauGB als vor der 
planerischen Entscheidung erfolgt und zulässig. 

Die bisher ausserhalb der Baugrenzen liegenden Bauflächen konnten auch schon vor der Planänderung in die 
Nutzung der Grundstücke einbezogen und baulich verändert werden. Ihre Fläche wurde bei der Bemessung 
der zulässigen Grundfläche berücksichtigt. Die zulässige Grundfläche bleibt unabhängig von der Baugrenze 
somit in der Summe unverändert. Mit der Planänderung werden somit auch faktisch keine zusätzlichen 
Eingriffe ermöglicht. Somit besteht auch kein zusätzlicher Ausgleichsbedarf über die bestehenden 
Regelungen hinaus. 

Von einer weitergehenden Umweltprüfung und von einem Umweltbericht wird bei einem beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB abgesehen. Unabhängig davon können durch die Planänderung entstehende 
nachteilige Auswirkungen auf Natur und Umwelt ausgeschlossen werden. Die zulässige Grundfläche bleibt 
unabhängig von der Baugrenze unverändert. Durch die Aufhebung des „Gewerbegebiets“ auf der 
Wegeparzelle 87/2 wird diese sogar geringfügig reduziert. Die bisher ausserhalb der Baugrenzen liegenden 
Bauflächen konnten auch schon vor der Planänderung in die Nutzung der Grundstücke einbezogen und 
baulich verändert werden. Mit der Planänderung werden somit in der Summe keine zusätzlichen Eingriffe 
ermöglicht. In den nachgeordneten Verfahren sowie im Rahmen von Baumaßnahmen sind die 
artenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG, zu 
beachten. 
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